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ausdrückliche Einräumung des „freien richterlichen Ermes­
sens“ die tatrichterliche Strafzumessung in hohem Maße der 
Überprüfbarkeit entzogen bleiben soll. Der Begriff des richter­
lichen Ermessens wird selbst von der bürgerlichen Rechtswis­
senschaft als ein dem jeweiligen Richter ausdrücklich und von 
Rechts wegen zuerkanntes freies, d. h. nicht der Rechtskontrolle 
unterliegendes Entscheidungsfeld definiert, was selbst von 
Kritikern in den eigenen Reihen „häufig (als) richterliche 
Willkür“ bezeichnet wird.14

Es ist unschwer zu erkennen, daß diese Spielraumtheorie 
eben wegen ihrer großen Praktikabilität höchstrichterlich ein­
geführt bzw. anerkannt wurde. Ihre gleichzeitige Flexibilität 
entspricht den Bedürfnissen des imperialistischen Herrschafts­
systems in der BRD. Die Vermischung von Schuld und Präven­
tion bietet günstige Möglichkeiten, sowohl verbal an klassi­
schen bürgerlichen Strafrechtsprinzipien (wie am Tät- und 
Proportionalitätsprinzip) festzuhalten als auch willkürliche 
Entscheidungen zu treffen. Zugleich werden Möglichkeiten er­
öffnet, Wandlungen in den Monopolinteressen bzw. in der 
Dominanz der Interessen verschiedener Monopolgruppen zu 
berücksichtigen.

Demgegenüber verblassen andere Strafzumessungstheorien 
in ihrer praktischen Relevanz, wie z. B. die „Stellenwerttheo­
rie“, die inzwischen durch eine „Weiterentwicklung“ in Gestalt 
der „spezialpräventiv modifizierten Stellenwerttheorie“ näher 
an die vorherrschende Spielraumtheorie herangeführt wurde.15

Das Klassenwesen bürgerlicher Strafzumessungstheorien

Kennzeichnend für alle Strafzumessungstheorien in der BRD 
ist, daß sie hinter einer (schein) wissenschaftlich drapierten 
Theorie der Justizpraxis alle (klassenmäßig bestimmten) Frei­
heiten bei der Strafzumessung garantieren. Im Ergebnis bleibt 
— trotz eines ungeheuren Theorieaufwands — die Strafzumes­
sung für die bürgerliche Strafjustiz ein unlösbares Problem, 
„ein Griff ins Dunkle“.16 Es bleibt die „Krise der Strafzumes­
sung“17 als spezifische Form der Krise der imperialistischen 
Strafjustiz bestehen — eine Krise, die nicht nur andauert, son­
dern sich gleichfalls verschärft.

Die Aussichtslosigkeit der Lösung dieses Problems spiegelt 
sich zwangsläufig in dem prinzipiellen Agnostizismus der ver­
schiedenen, auch immer wieder neu aufgemachten oder als neu 
ausgegebenen Strafzumessungstheorien wider.

Wenn hier von unkontrolliertem richterlichem Ermessen 
bzw. von richterlicher Willkür die Rede ist, dann geht es nicht 
in erster Linie um individuelle, auf den einzelnen Richter be­
zogene Willkür. Natürlich bringt das dem einzelnen Richter 
weiten Spielraum gewährende Konzept der Strafzumessung 
Uneinheitlichkeit und Ungerechtigkeit mit sich — was ja auch 
in der BRD wiederholt Gegenstand öffentlicher Kritik ist.18 
Aber nicht eigentlich diese Ungerechtigkeit ist das klassen­
mäßig Wesentliche an der „Spielraumtheorie“. Für ihre 
praktische Anwendung ist nicht der Ermessensspielraum ent­
scheidend, sondern es sind die durch die herrschenden Wert­
vorstellungen und das Klasseninteresse der Monopole be­
stimmten Grenzen des Spielraums.

Die Obergerichte der BRD sorgen mit ihren Möglichkeiten 
des korrigierenden Eingreifens dafür, daß die einzelnen Richter 
nicht die durch das herrschende Klasseninteresse diktierte 
Toleranz nach oben oder unten ernstlich überschreiten.1® Diese 
Aspekte bleiben aber in der Theorie der BRD entsprechend 
ihrer politisch-ideologischen Funktion aus den Betrachtungen 
weitgehend ausgeklammert.

Dieses Bild illustriert eine Erscheinung, die überhaupt für 
die „modernen“ Herrschaftsmethoden imperialistischer Staaten 
charakteristisch ist, nämlich die Kombination von relativer 
Bewegungs- und Entscheidungsfreiheit in einem vom Herr­
schaftsinteresse wenig tangierten Raum (eben innerhalb des 
Spielraumes) — was ja zugleich ein Feld des Pluralismus ist — 
mit einer im Hintergrund bleibenden, aber um so sicherer und 
zuverlässiger wirkenden Durchsetzung des Hauptinteresses der 
Monopole, und zwar über den normativen Schuldbegriff und 
die Bestimmung der Ermesserisgrenze.

Eine wichtige Funktion der Vielfalt der angebotenen Straf­
zumessungstheorien besteht auch darin, je nach den Bedingun­
gen des Klassenkampfes, nach der konkreten politischen Situa­
tion verschiedene Argumentationsmuster abrufbar zur Verfü­

gung zu haben, wobei selbst die wechselseitige Widerlegung 
der einen durch die andere (sei es in den Plädoyers, in den 
Berufungs- bzw. Revisionsschriften oder in obergerichtlichen 
Entscheidungen) eine wichtige politische Funktion erfüllt, näm­
lich eine Nebelwand des theoretischen Meinungsstreits zu er­
richten, hinter der, ungesehen und unbemerkt, das herrschende 
Klasseninteresse durchgesetzt wird.
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